
Fur das Nachschlagewerk1 
Pur die Fachpresse*
Für die amtliche Sammlung

Ja
Ja
Ja

111

13 JU L I1972

Gesetz BGB § 276 Vertragsbruch, §§ 252, 282, 285, 626, 
ZPO §§ 59» 60, 61, 575

I eitsatze

1 Wenn der Arbeitnehmer gegen einen Schadenersatz- 
anspruch des Arbeitgebers wegen Vertragsbruchs 
eimienaet, aas ^rbeitsverhaltms sei vorzeitig 
durch seine eigene (des Arbeitnehmers) fustlose 
Kündigung beendet worden, so ist er dailegungs- 
und bewenspfluchtig dafür, daß die tatsächlichen 
Voraussetzungen für eine Kündigung aus wichtigem 
Grunde (§ 626 BGB) Vorgelegen haben

2 Der einfache Streitgenosse (§§ 59, 60 ZPO) kann 
als Zeuge über alle Tatsachen vernommen errmj, 
die ausschließlich andere Streitgenossen betreffen

Aktenzeichen 2 AZR 364/71 
Urteil des BAG vom 15 Juli 1972 LAG Hamburg
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I l l
2_AZK_ J64/Zl
1 Sa 73/69 Hamburg
Verkündet am 
15 Juli 1972
êz Kistner, 
'ngestellte 
als Urkundsbearatm 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

UrteB
In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Veihandlung vom 15 Juli 1972 durch den 
Vizeorasidenten Dr König, die Bund es ncht er Br Groninger 
und Hillebrecht sovn e die Bund esai be its rieht er Kerr nenn 
una Dr Hautmann fui Hecht erl annt

Auf die ^evisnon des Klagers wird das Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 26 Man 197̂
- 1 Sa n3/69 - aufgehoben
Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch uDer die Kosben der Revjsion,, 
an das -jandcsarbextsgericht auruckven lesen

v o n  ^ e c h t s  w e g e n  1 0
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Tatbestand

Die beiden Beklagten waren seit dem 1 April 1969 gegen 
ein monatliches Gehalt von 700,—  bau 840f—  DM bei dem 
Klager, der eine Facharztpraxis fur innere Krankheiten 
betreibt, als Arzthelferinnen beschäftigt Zwischen den 
Parteien war eine Kündigungsfrist von sechs T ochen zum 
hielt als Schluß vereinbart Am 19 Juni 19£f̂ h^cen beide 
Beklagten ihre Arbeit beim Klager eingestellt

Der Klager hat daraufhin gemeinschaftlich gegen 
beide Beklagten zunächst Klage mit dem Antrag erhoben, die 
Beklagten zu verurteilen, ihren Dienst m  der Praxis des 
Klagers sofort wieder aufzunehmen Er hat behauptet, die 
Beklagte zu 1) sei häufig unpünktlich zum Dienst erschie­
nen und deswegen ständig von ihm ermahnt worden Nachdem 
sie am 19 Juni 1969 wiederum unpünktlich gewesen sei, habe 
er sie laut und deutlich, aber nicht ausfällig ermähnte 
Das habe die Beklagte zu 1) zum Anlaß genommen, die Praxis 
zu verlassen Die Beklagte zu 2) habe Hunderte von Unter­
suchungen vorgenommen, ohne einen pathologischen Befund 
zu entdecken Da ihm das merkwürdig vorgekomiren sei, haoe 
ei ihr am 19 Juni erklärt, sie solle unter Mithilfe 
seiner Frau eine Nachkontrolle der Untersuchungen durch­
fuhren Das habe der Beklagten zu 2) offensichtlich ment 
gepaßt, und sie habe deshalb am 19 Juni 1969 gleichzeitig 
mit der Beklagten zu 1) die Arbeit eingestellt Die Be­
klagten hatten keinen Grund zur fristlosen Ki rdigung se~
»bl und eine solche auch nicht ausgespro^^o^

Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt und 
vorgetragen, sie hatten ihr Arbeitsverhaltnis am 19 Juni 
1969 aus wichtigem Grunde fristlos gekündigt Dxe Bel lagte 
zu 1) hat bestritten, am 19 Juni 1969 unpünktlich gewesen 
zu sein, una behauptet, der Klager habe m r  an diesem Tage 
voigeworfen, sie sei ein Flittchen, das sich mit Negern 
einlasse und sich mit Negern nachtelang auf den Straßen
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111
herumtreibe Die Beklagte zu 2) hat u a behauptet, der 
Klager habe sie am *19.. Juni 1969 beschuldigt, den Unter­
suchungswert für jede Laborurtersuehung einfach aus der 
Luft gegriffen zu haben, und ihr angedroht, sie den ganzen 
Tag mit seiner Brau im Labor emzusporren und nicht eher 
nach Hause gehen zu lassen, bis sie alle Untersuchungen 
nachkontrolliert habe

Das Arbeitsgericht hat nach Durchführung einer Beweis­
aufnahme, bei der auch beide Beklagten wechselseitig als 
Zeuginnen für ihre Behauptungen vernommen \ orden sind, die 
Klage abgewiesen

Dagegen hat der Klager Berufung eingelegt und nunmehr, 
soweit es m  der Revisi onsmslanz noch interessiert, bean­
tragt, die Beklagten als Gesamtschuldner zur Zahlung von 
2 563}—  DH nebst Zinsen zu verurteilen Diesen Ansprucn hat 
er damit begründet, durch den gemeinsamen ^ertrsrsbrucn der 
Beklagten sei ihm ein Schaden m  Form von Verdienstes Call 
und Anzeigenkosten entstandene

Das Landesarbeitsgericht hat die Beweisaufnahmen wieder­
holt, aabei abermals die Beklagten wechselseitig als Zeuginnen 
vernommen und aie geänderte Klage in dem genannten Umfang 
abgewiesen

Mit der Revision verfolgt der Klager seinen Schadenersatz­
anspruch gegen die Beklagten als Gesamtschuldner weiter«

Ent sehendungsgrunde

Die Revision ist begründet Sie fuhrt zur Zuruckver jeisung 
der Sache an das Landesarbeitsgericht
1 Das Landesaibeitsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, 
daß ein Schadeneisatzanspruch des Klagers wegen Vertragsbruchs 
schon dem Grunde nach dann nicht besteht, venn die Beklagtenfr ̂am 19 Juni 199& jlristlos gekündigt und nierzu \Jichtige Crunde 
im Sinne aes § 626 BGB gehabt haben Rechtsirrig ist hingegen 
die Annahme des angefochtenen Urteils, der Schadenersatzanspruch 
dos Klagers sei auch dann unbegrundo4* ionn z e i frlh i bleibe,

- Li
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ob dxe Beklagten einen wichtigen Grund zur fristlosen 
Kündigung gehabt hatten Schon dieser Rechtsfehler macht 
eine Aufhebung des angefochtenen Urteils erforderliche 
2 Das angefochtene Urteil hat auf Grund der insoweit 
übereinstimmenden Aussagen der als Zeuginnen vernommenen 
Beklagten und der Ehefrau des Klagers festgestellt«, die 
Beklagten hatten am 19 Juni 1970 auf die Vorwurfe und 
die Androhung der Kündigung durch den Klager erwidert, 
dann gingen sie lieber gleich Es hat diese Äußerungen 
im Zusammenhang mit den vorausgegangenen Auseinander­
setzungen und der sofortigen Arbeitseinstellung dahin 
ausgelegt, daß die Beklagten fristlos gekündigt haben 
Das ist aus Rechtsgrunden nicht zu beanstanden® Soweit 
fnc Revision einen Verfahrensfehler darin sieht, daß 
^as Landesarbeitsgericht die Aussagen der Do'1 legten als 
Zeugen- und nicht als ParteiVernehmung gewürdigt hat, 
kann ihr nicht gefolgt werden
a) Wie sich aus § 425 Abs 2 BGB ergibt, sind die Be­
klagten auch dann keine notwendigen Streitgenossen im 
Sinne des § 62 ZPO, wenn der Klager sie als Gesamtschuld­
ner m  Anspruch nehmen konnte (vgl® BGH JZ 64, 722) Es 
kann deshalb offen bleiben, ob notwendige Streitgenossen 
als Zeugen vernommen werden können® Zuisehen den Beklagten 
besteht vielmehr eine Streitgenossenschaft im Sinne der 
§§ 59, 60 ZPO

Das Reichsgericht (vgl RGZ 29, 370, 91, 37) hat 
allerdings den Standpunkt vertreten, nicht notwendige 
St^eitgenossen konnten selbst dann nicht als Zeugen ver­
nommen werden, wenn die beweisbedurftigen Prägen nur 
aas Recht des anderen Streitgenossen betrafen Diese An­
sicht ist lediglich mit dem Hinweis Degrundet worden, 
e n  Stieitgenosse sei auch im Verhältnis zum anderen als 
Partei anzusehen Diese Auffassung, an der neute lediglich 
loch Wieczorek (ZPO § 373 Anm B II a 3) ^esthilt, ist 
^odocli zu formal und wird weder der urozel rechtlichen 
Stellung des Streitgenossen nach § 61 ZPO noch dem Ver­
hältnis zwischen Partei- und Zeugenvernehmung noen einem 
unabweisbaren Bedürfnis aes Prozeßiechts gerecht
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Venn mehrere Parteien gemeinschaftlich klagen oder 
zusammen verklagt werden, dann ändert die dadurch "begründete 
Streitgenossenschaft nichts daran, daß eine Hehrheit von­
einander unabhängiger Prozesse und Prozeßrechtsverhaltnisse 
vorliegt (vgl Rosenberg-Schwab, Zivilprozeßrecht, 10 Aufl , 
S 22J) Jeder Streitgenosse ist für seinen Prozeß selbstän­
dig und kann m  dem Prozeß des anderen keine Prozeßhandlungen 
vornehmen Ein Streitgenosse ist deshalb in bezug auf den 
anderen nur m  sehr beschranktem Umfange als Partei anzu­
sehen Zur Ermittlung des Wertes des Beschwerdege^enstandes 
sind zwar die Streitwerte mehrerer -von oder gegen St reit- 
genossen geltendj gemachter Ansprüche zusammenzurechnen» Das 
folgt jedoch nicht aus einem besonders engen Verhältnis 
zwischen den Streitgenossen, sondern beruht auf § 5 ZPO (vgl 
BAG 22, 384 = AP Nr 1 zu § 72 ArbGG BeschwerdewertrovjS3 on)„ 

Die Zivilprozeßordnung bestimmt zudem nacht, wer zum 
Zeugenbeweis zugelassen ist, sondern enthalt nur Regelungen 
darüber (vgl §§ 445, 447 bis 449 ZPO), wer als Partei zu 
vernehmen ist Daraus ist zu schließen, daß alle Personen als 
Zeugen vernommen werden können, bei denen eine Parteiver­
nehmung ausscheidet (BGH LH Ur 4 zu § 373 ZPO) Als Partei 
ist aber zu den Behauptungen der beweispflichtigen Partei 
lediglich der Gegner oder die Partei selbst zu vernehmen

Schließlich entspricht es einem allgemeinen Grundsatz 
des Prozeßrechts, daß jedermanns Tatsachenkenntnisse für 
den Prozeß verwertet werden sollen und deshalb der Kreis,, 
der Personen, die als Zeugen vernommen werden können, njcnt 
ohne zwingenden Grund eingeschränkt werden darf Das nat 
den Bundesgerichtshof veranlaßt, m  Abweichung von der 
Rechtsorechung des Reichsgerichts auch den Kommanditisten 
einer Kommanditgesellschaft als Zou en zuzulesson / 0 LH 
Ui 4 zu § 3°3 ZPO)

Im Anschluß an diese Rechtsprechung und m  üoere n- 
stunmung mit der herrschenden Lehre (vgl Rosenoerg-Scnz/ab, 
aaO, S 223, Stein-Jonas-Pohle, ZPO, 19 Aufl , § 61 Anm IJ 
3, Blomever, Zivilprozeßrecht, § 109 H  2> Baumbach-Jauter-

6

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


bach, ZPO, 30 Aufl , Vorbem 2 B vor § 373 unter Stichwort 
Streitgenosse, Zoller, ZPO, 10 Aufl , § 373 Anm III 2 a) 
hat neuerdings das Oberlandesgencht Düsseldorf (WDR 7^, 56) 
die vom Senat geteilte Auffassung vertreten, daß ein Streit- 
genosse als Zeuge über alle Tatsachen vernommen werden kann, 
die ausschließlich andere Streitgenossen betreffen

Das ist die notuendige Korrektur für die großzügige 
Auslegung der §§ 39, 60 ZPO, wonach eine Streitgenossenschaft 
schon dann für zulässig erachtet Xtfird, wenn eine gemeinsame 
Verhandlung und Entscheidung zweckmäßig ist (vgl Rosenberg- 
Schwab, aaO, S 222) Andernfalls konnte es zu schwer zu 
verhindernden Manipulationen derart kommen, daß zur Aus­
schaltung eines unbequemen Zeugen dieser sogleich als Streit- 
genösse mitverklagt wird, um seine Zeugenvernehmung zu 
vereiteln Sofern ein Streitgenösse selbst am Ausgang des 
Rechtsstreits des anderen Streitgenossen interessiert ist, 
beseitigt das nicht seine Fähigkeit, als Zeuge auszusagen 
Das ist vielmehr erst bei der Erörterung seiner Glaubwurdig- 
1 eit zu berücksichtigen
b) Die Vorfälle am 19 Juni 1969 m  der Praxis des Klagers 
Tonnen zwar bei natürlicher Betrachtungsweise als einheit­
licher lebensvorgang angesehen werden <, Das schließt es aoer 
entgegen der Auffassung der Revision nicht aus, die Ausein­
andersetzung des Klagers mit der Beklagten zu 1) von der 
luscmandersetzung mit der Beklagten zu 2) abzugrenzen, und 
zwar sowohl hinsichtlich der von den Beklagten behaupteten 
Kündigungen als auch hinsichtlich der von ihnen geltend 
gemachten ganz verschiedenartigen Kundigungsgrunde
c) Auf die weiteren Verfahrensrügen der Revision kommt 
es aus den folgenden Gründen nicht mehr an
3 Das Landesarbeitsgericht hat zwar folgerichtig geprüft, 
ob die von den Beklagten ausgesprochenen fristlosen Kündi­
gungen berechtigt gewesen sind Hinsichtlich aer KJafe fegen 
aie Beklagte^ zu 2̂ _ hat aber das Landesarbeitsgericht die 
Bexeislast ■veikannfc Es hat nämlich irr^g angenommen, der
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Klager müsse beweisen, daß der Schaden auf eine Vertrags­
verletzung der Beklagten zu 2) zuruckzufuhren sei, den 
Beweis für das Behlen eines wichtigen Grundes zur frist­
losen Kündigung habe der Klager nicht erbracht Die Be­
stimmungen der §§ 282, 285 BGB seien auf die von ihm be­
hauet et e positive Vertragsverletzung nicht anzuwenden
a) Dieser Ausgangspunkt ist rechtsfehlerhaft Nicht der 
Klager ist beweispflichtig dafür, daß die Beklagte zu 2) 
keinen wichtigen Grund zur fristlosen Kündigung hatte, 
sondern die Beklagte zu 2) muß beweisen, daß Tatsachen 
Vorgelegen haben, die ihre fristlose Kündigung rechtfer­
tigen

Diese Verteilung der Beweislast ist nicht davon abhängig, 
ob die endgültige und ernsthafte Weigerung der Beklagten 
zu 2), ihre Dienste bis zum Ablauf der ordentlichen Kündi­
gungsfrist fortzusetzen, rechtlich als Schuldnerverzug (vgl 
Huech-Nipnerdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7 Aufl ,
1 Band S 225), als Teilunmoglichkeit (vgl<, Gumpert, BB 1965, 
597, Staudinger-Nipperdey-Neumann, Der Dienstvertrag, § 611 
Anm 159) oaer als ein Fall der sof omnntcn positiven ',rer- 
tragsverletzung (vgl Larenz, Schuldrecht, 10., Aufl«, S 268, 
Blomejer, Allgemeines Schuldreclit, 4 0 Aufl , S 162, BGZ 
14-9, 4-01 [404], BGH in BB 1958, 541 und LM Nr 2 zu § 526 D e 
BGB) zu behandeln ist Die Erwägung des angefochtenen Urtß3ls, 
auf oositive Vertragsverletzung durch einen Arbeitnehmer in 
dei vorliegenden Art seien die §§ 282, 285 BGB nicht anwend­
bar, ist weder zutreffend noch für die Frage der Beweislast 
fui die hier streitigen Tatsachen von entscheidender Bedew- 
tung
b) Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist 
die Anwendung aer genannten Beweislastregeln (§§ 282, 285 
BGB) nur dann ausgeschlossen, wenn ein Arbeitnehmer wegen 
positivei ‘Vertragsveiletzung infolge Schlechtleistung auf 
Schadenersatz m  Anspruch genommen wird (vgl BAG IV Nr 5 
zu § *=49 ZPO und Nr 1 zu § 276 BGB Vertragsverletzung sowie 
fui den Fall der gefahrengeneigten Arbeit BAG 19, 66 =

- e -
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AP Hr 5 zu § 282 BGB und AP Nr 42, 58 und 59 zu § 611 
BGB Haftung des Arbeitnehmers) Der Kläger verlangt von 
den Beklagten hingegen Schadenersatz wpegen Nichtleistung 
der geschuldeten Dienste Falle dieser Art werden von der 
eruihnten Hechtsprechung und Literatur nur insoweit den 
Tatbeständen der positiven Vertragsverletzung im eigent­
lichen Sinne gleichgestellt» daß bei einer °rnsthaften und 
endgültigen Leistungsverweigerung wie bei der Schlechter- 
fullung eine Fristsetzung nach § 326 Abs 1 BGB für ent­
behrlich erachtet wird

Die §§ 282, 285 BGB bestimmen zudem nur, wen die Be- 
weislast dafür trifft, daß die Unmöglichkeit oder die Ver­
zögerung einer geschuldeten Leistung vom Schuldner zu ver­
treten ist Im -vorliegenden Fall geht es jedoch darum, 
ob die Beklagte zu 2) überhaupt verpflichtet gewesen ist, 
über aen 19 Juni 1969 hinaus ihre Dienste für den Klager 
zu erbringeno Welche Partei dafür beveispflichtlg ist, 
laßt sich - jedenfalls nicht unmittelbar - den §§ 282, 285 
BGB entnehmen, sondern ergibt sich aus folgenden allgemeinen 
Giundsatzen für die Verteilung der Beweislast
c) Der Klager muß die tatsächlichen Voraussetzungen der 
lechtsbegrundenden Norm, die Beklagte hingegen die Voraus­
setzungen der von ihr in Anspruch genommenen rechtshindern­
den Norm beweisen (vgl Rosenberg, Die Beweislast, 5 Aufl , 
S 108 bis 109» Biomeyer, Zivilprozeßrecht, 1963, 8 345»
Stein-Jonas-Pohle, ZPO, 19 Aufl , § 282 Anm IV 4 a sowie 
c1 t.s zur Veröffentlichung m  der Amtlichen <Tung best imn-i e 
^vceil des Senats vom 16 Marz 1972 - 2 /ZP 202/71 -* dem­
nächst AP Nr 2 zu § 111 BBiG) Objektive ünspruchsvoraus- 
sefczungen für die Schadenersatzforderung des Klagers wegen 
Vertragsbruchs sind die Entstehung eines Ansorucns auf /  
Aiboitsleistung gegen die Beklagte über den ^9 Juni 1969* 
hinaus, die Umstellung der Arbeitsleistung am 19 Juni,'
1969 und der daraus folgende Verdienstausfall des Klagers 
sowie die Notwendigkeit, Kosten für Zeitungsanzejgen auf- 
zuwenden

-  9 -
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Yon diesen anspruchsbegrundenden Tatsachen sind die 
ersten beiden unstreitig Der Klager ist nach allgemeiner 
Auffassung hinsichtlich der ersten Voraussetzung lediglich 
für die Entstehung, nicht aber für das Fortbestehen eines 
Anspruchs auf Arbeitsleistung gegen die Beklagte über den 
19 Juni 1969 hinaus beweispflichtig (vgl Rosenberg, aeO, 
S 115 mit weiteren Nachweisen m  Anm 8) Ute Beklagte zu 
2) bestreitet nicht, daß sie aufgrund der bei der Ein­
stellung vereinbarten Kündigungsfrist von sechs Wochen 
zum Vierteljahresende an sich verpflichtet gewesen ist, 
über den 19 Juni 1969 hinaus Dienstleistungen für den 
Klager zu erbringen Hit ihrem Vortrag, sie habe an diesem 
Tage wegen des beleidigenden Verhaltens des Klagers das 
Arbeitsverhaltnis fristlos gekündigt, leugnet sie nicht 
die Entstehung eines derartigen Anspruchs des Klagers 
Sie beruft sich damit vielmehr auf die rechtsvernichtende 
N o m  aes § 626 BGB (vgl Rosenberg, aaO, S 101 und 121) 
und tragt demgemäß auch die Beweislast für die tatsäch­
lichen Voraussetzungen des nachträglichen Erlöschens der 
Arbeitspflicht aufgrund einer vorzeitigen Beendigung 
des Vertrages
d) \ egen der unrichtigen Verteilung der Beweislast 
war das angefochtene Urteil hinsichtlich des Anspruchs 
gegen die Beklagte zu 2) aufzuheben, weil es hierauf oe- 
ruht Die Beklagte zu 2) meint, das Urteil könne ^eden- 
falls mit der Erwägung aufrechterhalten \ erde11, daß 
h c  auch beim objektiven Vorliegen eines *megsoric/iE, 
nicht hafte, denn sie habe nicht schuldnaft gehandelt 
Sie habe nämlich erst nach Erlaß des angefoenteuen Urteils 
eikennen können, daß ihre Grunde für eine fristlose 
Kündigung möglicherweise nicht ausreichten Darm ^ann 
ihr nicht gefolgt werden

Auf einen haftungsausschljeßenden unverschuldeten 
Rechtsirrtum (vgl dazu BGH LH Nr 1 zu § 285 BGB, BGH 
m  DB 1969, 788, BAG 9, 7 = AP Nr 1 zu § 209 BGB uno 
BAG 20, 48 - 4P Nr 7 zu § 249 BGB) bei der Beurteilung
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ihres außerordentlichen Kmdigungsrechts hat sich die 
Beklagte in den Vorinstanzen weder ausdrücklich berufen 
noch war e m  solcher Irrtum aufgrund ihres Vorbringens 
in Erwägung zu ziehen Das Landesarbeitsgencht hat 
vielmehr ohne Verkennung des Begriffs des wichtigen 
Grundes die von der Beklagten zu 2) behaupteten Vorvurfe 
c*urcl den Klager an sich als möglichen wichtigen Grund zur 
fristlosen Kündigung gewertet Ein etwaiger Irrtum der 
Beklagten zu 2) kann sich demgemäß nicht auf die Berech­
tigung zur Kündigung, sondern allenfalls darauf beziehen, 
ob es ihr auch gelingen wird, die für die Kündigung maß­
gebenden Tatsachen im Prozeß zu beweisen Ein solches 
Risi1 o hat aher jede Partei zu tragen, die ein vermeint­
liches Recht m  Anspruch nimmt oder ausubt Das kann ihr 
nicht durch Anwendung der Grundsätze über die Bedeutung 
des unverschuldeten RechtsIrrtums abgenommen t/erden
e) Schon die Verkennung der Beweislast macht die Zuruck- 
verweisung der Sache an das Landesarbeitsgenent erforder­
lich Die unrichtige Feststellung der Beweisfalligkeit des 
Klagers enthalt nämlich nicht zugleich die Feststellung 
der Beweisfalligkeit der m  Wahrheit beweispflichtigen 
Beklc. ten zu 2) (vgl BAG 20, 79 [89] = AP Dr 1 zu 
§ 56 lebrVG Betriebsbuße Ziff III) Auf die von der Be­
klagten zu 2) gegen die Beweisvurdigung erhobenen Verfanrens- 
rugen commt es deshalb nicht an,
4 4us den gleichen Gründen kann auch das Urteil hmsjcht- 
lich der Beklagten^ zu 1) keinen Bestand haben

Zwar erwecken die Ausfuhrungen des Lanaesarbeitsge- 
nclits zunächst den Anschein, als wenn der gegen die Be­
klagte zu 1) erhobene Schadenersatzanspruch deshalb ab­
gewiesen worden sei, weil sie am 19 Juni 19&9 su Recht 
f n s d o s  gekündigt habe Dafür spricht die Feststellung, 
die Beklagte zu 1) habe einen wichtigen Grund im Sinne von 
& 626 BGB gehabt, sowie die nachfolgende Beweiswurdigung

11
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Diese Auslegung wird jedoch dadurch fraglich, daß das 
Landesarbeitsgericht abschließend bei der Beweiswurdigung 
bemerkt, im Endergebnis könne das auf sich beruhen, der 
Klager habe nämlich nicht bewiesen, daß der streitige Schaden 
auf eine Vertragsverletzung der Beklagten zu 1) zurück- 
Zufuhren sei

Dadurch wird zweifelhaft, ob der maßgebende Grund für 
die Abweisung der Klage gegen die Beklagte zu 1) das Vor- 
laegen eines wichtigen Grundes zur fristlosen Kündigung oder 
aber der nach Auffassung des Landesarbeitsgerichts insoweit 
nicht vollständig erbrachte Beweis gei\esen ist Diese un- 
behebbaren Zweifel an der tatsächlichen EntScheidungsgrund- 
läge machen eine Aufhebung des angefochtenen Urteils auch 
hinsichtlich der Beklagten zu 1) erforderlich (vgl BAG 
AP Kr 5 zu § 313 ZPO und AP Fr 1 zu § 3 BUrlG Fünf-Tage- 
Woche), jedenfalls mit den Erwägungen über die Verteilung 
der Beweislast laßt es sich nicht halten Deshalb bedarf 
es keiner Erörterung der vom Klager ^e^en die 15 e e-> s r- 
digung angebrachten Verfahrensrugen uehr 
5 Wenn das Landesarbeitsgericht zu dem Ergebnis kommt, 
daß aie Schadenersatzforderungen des Klägers dem Grunde nach 
bestehen, weil die von den Beklagten zur Rechtfertigung 
der Kündigungen angeführten Tatsachen nicht zutreffen oder 
nicht erwiesen sind, wird es bei der Prüfung, ob die Ansprüche 
auch der Fohe nach begründet sind, folgende Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen haben

Da die Beklagten sich nicht als Mitglieder einer soge­
nannten Eigengrupne gegenüber dem Klager zu einer gemein­
schaftlich zu erbringenden Arbeitsleistung verpflichtet naben, 
haften sie selbst bei einem gleichzeitigen Vertragsbruch 
nicht als Gesamtschuldner (vgl Stehl, DB 1969-, 34-8 ff ,
Gaul, DB 1968, 98k ff , Fueck-Fipperdey, aaO, S ^93 £nm 20, 
Kipp erde;; -Mo hnen-Neumann, aaO, § 628 Anm 55 und das zur Ver­
öffentlichung im Fachschi agei erk -vorgesehene Urteil des 
Senats vom 27 Januar 1972 - 2 AZR ^72/71 -) Der Klager rann

/✓
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von jeder der Beklagten vielmehr nur gesondert Ersatz 
des jeweils durch ihre Arbeitseinstellung entstandenen 
Schadens verlangen Es bedarf deshalb einer Aufgliederung 
des vom Klager berechneten Gesamtschadens auf die beiden 
Beklagten Ob das allem aufgrund der bisherigen Angaben des 
Klagers möglich ist, hangt von einer im Rahmen des § 252 
Satz 2 BGB m  Verbindung mit § 287 ZPO vorzunehmenden be­
sonderen Schlüssigkeitsprüfung ab, diese ist m  erster 
Linie Aufgabe des Tatsachenrichters (vgl das zur Ver­
öffentlichung im Nachschlagewerk vorgesehene Urteil des 
Senats vom 27 Januar 1972 - 2 AZR 172/71 -) La die er­
forderlichen tatsächlichen Feststellungen darüber fehlen, 
wie aer Gesamtschaden auf die beiden Beklagten zu ver­
teilen ist, kam auch eine teilweise Bestätigung des an­
gefochtenen Urteils nicht m  Betracht

Venn beide Beklagten dem Grunde nach Schadenersatz- 
pfliditig sein sollten, kommt es ferner darauf an, ob ihre 
Schadenersatzpflicht durch ein Mitverschulden des Klagers 
nach § 254- EGB gemindert wird, weil er möglicherweise 
die Beklagten durch sein Verhalten zur Ki ndigung gereizt 
haben konnte (vgl BGH AP Nr 4 zu § 628 BGB) und zudem das 
Angebot der Beklagten zu 1) abgelehnt hat, über eine Fort­
setzung des Arbeitsverhaltnisses zu verhandeln

Sonstige Hinweise zur weiteren Behandlung des 
Stieitfalles erscheinen nicht angezeigt0

Vizepräsident Dr König 
benndet sich im Urlaub
rez Br Gromnger Dr Gronmger Hillebreeht

Dr Hautmann Kerrmann
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